
Mitgliederschwund bei 
»Volksparteien«
Berlin. Der Mitgliederschwund 
bei den »Volksparteien« CDU 
und SPD hat sich auch 2014 
fortgesetzt. Hauptgrund ist 
in beiden Fällen die Überal-
terung, verbunden mit einer 
hohen Sterberate. Der Alters-
durchschnitt bei CDU wie 
SPD beträgt 59 Jahre. Bis En-
de November verlor die CDU 
rund 7.200 Anhänger mit Par-
teibuch, die SPD sogar 12.100, 
ergab eine Umfrage der 
Deutschen Presse-Agentur. 
461.537 Sozialdemokraten 
standen zu diesem Zeitpunkt 
459.878 Christdemokraten 
gegenüber. Mit einem Vor-
sprung von 1.659 Genossen 
bleibt damit die SPD auch 
2014 die größte Partei. Die 
Union liegt allerdings vorn, 
wenn die CSU als bayerische 
Schwesterpartei der CDU 
mitgezählt wird. Auch CSU, 
Grüne und Linke büßten 2014 
Mitglieder ein. Nur die »Al-
ternative für Deutschland« 
(AfD) konnte nach eigenen 
Angaben ihre Mitgliederzahl 
von 15.344 (Ende 2013) auf 
21.203 (November 2014) erhö-
hen.  (dpa/jW)

Renten: Migranten 
 sollen es richten
Berlin. Zum Erhalt des Lebens-
standards deutscher Rentner 
wären nach Einschätzung 
des Ökonomen Hans-Werner 
Sinn Millionen Einwanderer 
nötig. Vor allem der Renten-
eintritt der »Babyboomer« 
stelle Deutschland vor große 
Herausforderungen, sagte der 
Präsident des Ifo-Instituts Fo-
cus online (Freitag). In etwa 
20 Jahren »werden wir sieben-
einhalb Millionen mehr Rent-
ner haben und achteinhalb 
Millionen weniger Personen 
im erwerbsfähigen Alter«, 
rechnete Sinn vor. »Um das 
durch Migration aufzufangen, 
wären 32 Millionen Menschen 
nötig.« Deutschland werde 
gut ausgebildete Migran-
ten brauchen. »Aber eine 
Lösung in dem Sinne, dass 
es uns dann so gut geht wie 
heute, ist nicht vorstellbar«, 
erklärte Sinn, der allerdings 
streng marktwirtschaftlich 
ausschließt, dass Löhne, Ge-
hälter und Rentenbeiträge der 
Produktivitätssteigerung der 
letzten Jahrzehnte angepasst 
werden könnten. »Wir müssen 
länger arbeiten«, so Sinn wei-
ter.  (dpa/jW)

Der Urananreicherer Urenco 
mit seinen vier Anlagen in 
Deutschland, den Niederlan-

den, Großbritannien und den USA steht 
zum Verkauf. Kritiker befürchten, dass 
das Unternehmen – und damit die Tech-
nologie zur Herstellung auch atomwaf-
fenfähigen Materials – in die Hände 
von Hedgefonds, Geheimdiensten oder 
Militärdiktaturen gelangen könnte. Ein 
Bieterverfahren läuft – bislang weitge-
hend unbemerkt von der Öffentlichkeit. 
Im Gespräch ist ein Verkaufspreis von 
rund zehn Milliarden Euro.

Wie die Süddeutsche Zeitung am 
vergangenen Wochenende berichtete, 
ist die Liste der Interessenten lang. 
Demnach werden neben dem kanadi-
schen Uranhändler Cameco, dem japa-
nisch-britischen Anlagenbauer Toshiba 
Westinghouse und dem französischen 
Areva-Konzern Hedge- und Invest-
mentfonds wie KKR, Blackstone oder 
Apax als mögliche Käufer gehandelt. 
Auch in Hongkong, Indien und dem 
Nahen Osten gebe es Begehrlichkeiten.

Urenco reichert Uran mittels der 
Zentrifugentechnik an, mit der der An-
teil des im Natururan nur zu etwa 0,7 
Prozent enthaltenen spaltbaren Isotops 
U-235 auf drei bis vier Prozent erhöht 
wird. Grundsätzlich ist eine weitere 
Anreicherung auf Bombenniveau mög-
lich. Die Urenco-Fabriken versorgen 
insgesamt etwa ein Drittel der Atom-
kraftwerke auf der Welt mit »Brenn-
stoff«. Allein die Anreicherungsanlage 
im westfälischen Gronau beliefert je-
des zehnte AKW. Zugleich fallen dort 
jährlich mehr als 6.000 Tonnen Atom-
müll an, für dessen Lagerung 2015 ein 
neues Zwischenlager ohne zeitliche 
Befristung in Betrieb gehen soll.

Die Urenco gehört zu jeweils einem 
Drittel Großbritannien, den Nieder-

landen sowie in Deutschland den En-
ergiekonzernen RWE und E.on. Durch 
den Vertrag von Almelo – in der nie-
derländischen Stadt steht eine weitere 
der vier Anlagen – hat die Bundesre-
gierung starke Mitsprache- und Kon-
trollrechte sowie ein Vetorecht beim 
Verkauf. Sie nutzt diese aber nicht, 
wie aus einer Anfang dieser Woche 
veröffentlichten Antwort der Regie-
rung auf eine Anfrage der Linken 
hervorgeht. Statt die künftigen Eigen-
tümer durch Staatsverträge weiter zu 
kontrollieren, soll es für sie nur noch 
einen nicht näher definierten »Rechts-
rahmen« geben. Zudem weigert sich 
die Bundesregierung, das Parlament 

in die Beratungen zum Urenco-Deal 
einzubeziehen.

»Die Antworten der Bundesregie-
rung sind alarmierend«, erklärte Udo 
Buchholz vom Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz (BBU) am 
Montag. Statt eine rote Linie zu zie-
hen, um die Verbreitung der Atomwaf-
fentechnologie zu verhindern, fördere 
das Kabinett von Kanzlerin Angela 
Merkel den unkontrollierten Verkauf 
von Urenco. Der Verband fordert die 
Bundesregierung auf, die Vorbereitun-
gen dazu sofort zu stoppen. Die Uran-
anreicherung und die Zentrifugenfor-
schung in Deutschland müssten zudem 
umgehend beendet werden.

Für »sehr besorgniserregend« hal-
ten Bürgerinitiativen auch das fehlende 
Dementi der Bundesregierung, was ei-
nen möglichen Börsengang von Urenco 
betrifft. Die Nachrichtenagentur Reu-
ters hatte kürzlich gemeldet, dass die 
Eigentümer einen Börsengang nach der 
britischen Unterhauswahl im Mai 2015 
erwägen, um ein möglichst hohes Ver-
kaufsergebnis zu erzielen. In diesem 
Fall könnte sich praktisch jeder Anteile 
an Urenco und der brisanten Zentrifu-
gentechnologie sichern. Michael Sai-
ler vom Öko-Institut Darmstadt findet 
es »unverantwortlich, eine Technolo-
gie mit solcher Zerstörungskraft dem 
Markt zu überlassen«.

Deal mit Bombentechnologie
Geplanter Verkauf des Urananreicherers Urenco beunruhigt Umweltschützer. Zahlreiche 
Interessenten vom Hedgefonds bis zum japanischen Anlagenbauer. Von Reimar Paul

Polizeischutz für die Gronauer Urananreicherungsanlage während einer Demo gegen die Fabrik am 11. März 2012
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Den jungen Menschen, die nach 
Syrien aufbrechen, um sich 
dem »Islamischen Staat« an-

zuschließen, geht es nur vordergründig 
um Religion. Das betonten Experten 
bei einem Fachgespräch der Linksfrak-
tion in der vergangenen Woche.

»Die Kämpfer des Islamischen 
Staates sind religiös eher wenig ge-
bildet«, sagte Claudia Dantschke von 
der Beratungsstelle Hayat in Berlin. 
Der Salafismus biete einfache Erklä-
rungsmuster für individuelle Probleme, 
etwa bei schlechten Schulnoten (»Leh-
rer diskriminiert Muslime«). Auch bei 
familiären Krisen stelle sich der IS als 
Alternative dar. Auffallend sei der hohe 
Anteil an Konvertiten.

Dantschke bezieht ihre Daten aus 
der Arbeit des »Deradikalisierens«. Ihr 
Verein betreut derzeit 120 Familien, 
deren Kinder unter dem ideologischen 
Einfluss des IS stehen. 30 von ihnen 
seien entweder kurz davor, nach Syrien 
aufzubrechen, schon dort oder bereits 
zurück. Vereinzelt wollen sogar junge 
Frauen hin, um IS-Kämpfer zu heira-
ten: »Der IS lockt mit dem Ruhm, zu 
den Pionieren eines neuen Kalifats zu 
gehören.« Dantschke wird aktiv, wenn 
Familienangehörige oder Lehrer sie an-
sprechen. Sie versucht dann, die tiefer-

liegenden Probleme der Jugendlichen 
anzugehen, um sie aus der Salafisten-
szene herauszulösen. Das erfordere ei-
ne aufwendige Koordination zwischen 
Jugend- und Sozialämtern, Lehrern, 
Eltern und Sicherheitsbehörden. Es ha-
be aber nie den Versuch gegeben, sie 
als Informantin für die Polizei zu ge-
winnen. »Dann wäre die gesamte Ver-
trauensbasis zerstört«, so Dantschke. 
Sie versucht den Jugendlichen auch zu 
verdeutlichen, dass es selbst im Sala-
fismus eine nichtmilitante Strömung 
gebe, die Terror ablehne.

Nicht Deradikalisierung, sondern 
Prävention ist die selbstgestellte Auf-
gabe des Vereins Ufuq.de, der unter 
anderem an Berliner Schulen arbeitet. 
Im letzten Halbjahr wurden im Bezirk 
Neukölln in Workshops von je sechs 
Unterrichtseinheiten rund 500 Jugend-
liche erreicht, so Mitarbeiter Sindyan 
Qasem. Meist forderten den Verein 
Lehrende an, die »auffälliges« Verhal-
ten ihrer Schüler beobachten. Da sei 
schon mal »Alarmismus« dabei, etwa 
wenn jede Hinwendung zum Islam als 
Problem betrachtet werde. Das verdeut-
liche den Spagat der Präventionsarbeit: 
Die Auseinandersetzung mit einer au-
toritären, andere Glaubensrichtungen 
abwertenden islamistischen Haltung 

könne nicht losgelöst werden von der 
Aufgabe, sich auch dem Phänomen der 
Islamfeindlichkeit der Mehrheitsge-
sellschaft zu stellen.

Yilmaz Kaba von der Föderation der 
Ezidischen Vereine in Deutschland e.V. 
beschrieb, wie die jesidische Gemeinde 
in Deutschland nach dem Vorrücken 
des IS im Irak in den Fokus salafisti-
scher Militanter geraten ist. Er verwies 
auf die jahrhundertealte Feindschaft ra-
dikaler sunnitischer Strömungen gegen 
Jesiden. Ebenso macht ihm die Mei-
nungsbildung in der deutschen Presse 
zu schaffen: Übergriffe durch Dschi-
hadisten auf Jesiden und Kurden wür-
den meist dahingehend interpretiert, 
»dass die Ausländer jetzt ihren Krieg 
nach Deutschland tragen«. Die Polizei 
komme häufig zu spät, ihre Vorgehens-
weise sei oft nicht nachvollziehbar.

Die Hamburger Rechtsanwältin 
Gabriele Heinecke warnte vor weiteren 
Gesetzesverschärfungen und dem Vor-
haben, mutmaßlichen Dschihadisten 
den Personalausweis zu entziehen. Die 
Regierung habe bislang keine Daten 
geliefert, die einen solchen Grundrecht-
seingriff rechtfertigen könnten. Außer-
dem unterlaufe der stigmatisierende 
Charakter eines Ersatzausweises den 
Ansatz der Deradikalisierungsarbeit.

Die vorhandenen Präventions- und 
Deradikalisierungsprojekte arbeiten 
derzeit am Rand ihrer Belastbarkeit. 
Die Politik müsse neue Programme 
auflegen und Netzwerke zwischen 
Eltern, Behörden und Moscheeve-
reinen einrichten, wurde gefordert. 
Dabei müsse stets betont werden: 
Der gewalttätige Salafismus sei kein 
Problem »der Muslime«, sondern ein 
Produkt der Gesamtgesellschaft. 
 Ulla Jelpke

Ruf nach Prävention
Linksfraktion lud zum Fachgespräch über den »Islamischen Staat« und potentielle Anhänger 
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Zweite Untersuchung der Initiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V.
Für pathologische und toxikologische  
Nachuntersuchungen, um endlich die Brand- 
und Todesursache von Oury Jalloh aufzuklären!

Wir haben nun ein Team aus erfahrenen Experten – 
Toxikologen und Forensiker aus London – mit einem 
Gutachten beauftragt, Aussagen zur Brandursache 
und Todesursache zu machen.

Wenn 900 Menschen nur 10 EUR spenden, 
können wir das Gutachten tatsächlich  
durchführen und den Fall aufklären!

Spenden bitte auf folgendes Konto:

Initiative in Gedenken an Oury Jalloh e.V.
Bank für Sozialwirtschaft
BIC: BFSWDE33BER
IBAN: DE22100205000001233601
(Bankleitzahl: 100 205 00)
(Kontonummer: 1233 601)
Zweck: Pathologische und Toxikologische Gutachten

Mehr Infos:http://initiativeouryjalloh.wordpress.com
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